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Arbeitsrechtler*innen 
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aus dem 

Versicherungsrecht
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1. Arbeitslosenversicherung – Selbstverschuldete Arbeitslosigkeit / 
Arbeitsunfähigkeit

2. Arbeitslosenversicherung – Verschiebung der Rahmenfrist

3. Arbeitslosenversicherung – Sprachaufenthalt im Ausland

4. Arbeitslosenversicherung – Verzicht auf Sperrfrist / 
Abgangsentschädigung

5. Arbeitslosenversicherung – Arbeitsbemühungen und 
Arbeitsunfähigkeit (Reservefall)

6. Krankentaggeldversicherung – versicherter Verdienst

7. Aktuelle Entscheide – arbeitsplatzbezogene/-bedingte AUF 
(Reserve)

8. Langfristige Planung der Überbrückungsleistungen (ÜLG) mit 
Verbleib bei der PK
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▪ Sachverhalt

▪ F. kündigt das Arbeitsverhältnis per Ende Januar und 
beantragt Arbeitslosenentschädigung. Dazu reicht F. 
ein Arztzeugnis ein, das die Unzumutbarkeit der 
Weiterführung des Arbeitsverhältnisses sowie  
bestätigt, dass die Kündigung aus ärztlicher Sicht 
notwendig war. 

▪ Frage 

▪ Liegt eine selbstverschuldete Arbeitslosigkeit vor, 
welche zu Einstelltagen führt? Bzw. welche Umstände 
müssen belegt werden, damit die Weiterführung des 
Arbeitsverhältnisses unzumutbar ist?
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▪ Lösung / Beilage Audit Letter 2013/1

▪ Strenger Massstab des BGer an die Zumutbarkeit am 
bisherigen Arbeitsplatz zu bleiben. Die Zumutbarkeit wird 
vermutet (AVIG Praxis D22-D27). Bei Unzumutbarkeit liegt 
keine selbstverschuldete Arbeitslosigkeit vor.

▪ Für die Arbeitslosenkasse ist es wichtig, dass bei einer 
Kündigung die versicherte Person bereits vor der Kündigung 
in ärztlicher Behandlung war und die Kündigung vorher 
besprochen hat. 

▪ Ev. zusätzliche Erklärungen Dritter

▪ Bei Unklarheiten: weitere Abklärungen Arbeitslosenkasse

▪ Verfügung ALK ZH: Unzumutbarkeit kann nur vorliegen, 
wenn auch eine Arbeitsunfähigkeit besteht/bestand
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▪ Lösung – Voraussetzungskatalog an das Attest

▪ Angabe der gesundheitlichen Einschränkungen/Diagnosen

▪ Zeitraum der medizinische Behandlung dieser Beschwerden

▪ Musste die Anstellung aus gesundheitlichen Gründen 
zwingend aufgegeben werden bzw. hätte bis zum Abschluss 
eines AV mit der Kündigung zugewartet werden können?

▪ Welche Arbeitsunfähigkeiten aufgrund dieser Beschwerden 
bis zur Stellenaufgabe bestanden haben

▪ Ob die versicherte Person auf Anraten des Arztes/der Ärztin 
gekündigt hat

▪ Ob die die ärztlichen Feststellungen auf eigenen 
Untersuchungen / Feststellungen beruhen oder lediglich die 
Angaben der versicherten Person wiedergeben
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▪ Sachverhalt

▪ Fristlose Kündigung durch AG. Der AN meldet sich bei 
der Arbeitslosenkasse an und diese sieht Indizien für 
eine selbstverschuldete Arbeitsunfähigkeit und stellt 
den ALE-Anspruch im Anschluss an die Wartetage 
vorsorglich für 35 Tage ein. Das Arbeitsgericht stellt 
fest, dass die fristlose Kündigung ungerechtfertigt war. 
AN erhält den Lohnersatz bis zum Ablauf der drei-
monatigen ordentlichen Kündigungsfrist sowie eine 
Entschädigung.

▪ Frage 

▪ Kann die Rahmenfrist verschoben werden?
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▪ Lösung

▪ Wegen des Urteils hebt die ALK die vorsorgliche
Einstellung mit dem Hinweis des Zurückkommens auf 
(AVIG Praxis C245; Variante: Einsprache mit Sistierung).

▪ Nach der Auszahlung von Taggeldern kann die 
Rahmenfrist für den Leistungsbezug nicht mehr 
verschoben werden (AVIG Praxis C238).

▪ Die Rahmenfrist ist um die Dauer der Wartetage sowie 
der aufgehobenen Einstellung (35 Tage) zu verschieben. 
Somit beginnt die Rahmenfrist vor dem Ende des 
Lohnersatzes. 
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▪ Lösung

▪ Taktik: liegt ein relativ klarer Fall vor, kann nach der 
Anmeldung durch verzögertes Einreichen der 
Unterlagen (Frist 3 Monate nach der 1 Kontrollperiode, 
AVIG Praxis C192 f.) die erstmalige ALK-Taggeldzahlung 
hinausgezögert werden. Dies in der Hoffnung, dass vor 
dem Auszahlen der ersten Taggelder eine Lösung mit 
der Arbeitgeberin gefunden wird (12/18/22 Beitrags-
monate, älter als «55» bzw. 60.(w)/61.(m) Jahre).

▪ Beilagen

▪ AVIG-Praxis C 238 und C 245

▪ Audit Letter 2019/2
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▪ Sachverhalt 1

▪ P. aus Zürich ist arbeitslos gemeldet und macht einen ein-
monatigen Sprachaufenthalt in London. Er leistet von dort 
aus Arbeitsbemühungen. Zudem kommuniziert er 
gegenüber dem RAV und den potentiellen Arbeitgebern, 
dass er jederzeit für ein Bewerbungsgespräch verfügbar sei 
und den Sprachaufenthalt für einen Stellenantritt abbreche. 
Den Nachweis einer Abbruchversicherung für den 
Sprachkurs bringt P. nicht bei. Das RAV streicht ihm die 
Arbeitslosengelder, weil er in dieser Zeit nicht vermittelbar 
sei. 

▪ Frage: 

▪ Wurde die Vermittelbarkeit zurecht verneint? 
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▪ SV 1: Vermittelbarkeit nach Art. 15 AVIG; Art. 15, 24 AVIV

▪ Voraussetzungen:

▪ Vermittlungsbereitschaft (subjektives Element)

▪ Arbeitsfähigkeit (objektives Element)

▪ Arbeitsberechtigung (objektives Element)

▪ Bereitschaft zur Teilnahme an Eingliederungsmassnahmen

▪ Vermittlungsbereitschaft

▪ Bereitschaft zur Annahme einer Arbeitnehmendentätigkeit

▪ Zur Verfügung stellen der Arbeitskraft, jede zumutbare Arbeit 
annehmen, sich selbst intensiv um Arbeit bemühen, an 
Eingliederungsmassnahmen teilnehmen

▪ Bereitschaft zur Annahme von befristeten Beschäftigungen und 
Zwischenverdiensten
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▪ Lösung SV 1 – BGer Urteil 8C_474/2017 vom 22.8.2018

▪ Gemäss Bundesgericht ist eine Vermittelbarkeit gegeben. Bei 
rund 20 Flugverbindungen täglich, wäre es dem Arbeitslosen 
möglich gewesen, jederzeit für ein Bewerbungsgespräch 
zurückzukehren. Zudem habe er in London Bewerbungen 
geschrieben und damit seine Verpflichtungen erfüllt. Auch 
habe er von Anfang an bekräftigt, dass er seinen Sprachkurs 
jederzeit für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit abbrechen 
würde. 

▪ Der Nachweis einer Versicherung wird nicht gefordert, wenn 
der Schaden relativ gering ist. Wenn Sprachkurs länger als 1 
Mte. dauert, sieht es ev. anders aus. Bestimmungen über den 
Abbruch der Weiterbildung sind dann relevant.
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▪ Achtung: Erleichterung der Beratung und Kontrolle durch das 
RAV (Art. 17 Abs. 2 AVIG; Art. 25 AVIV)

▪ Individuelle Regelung mit dem RAV

▪ PS: Kostenübernahme von Sprachkursen im Ausland durch 
das RAV (Art. 60 AVIG) nur, wenn das Kursziel in der Schweiz 
nicht erreicht werden kann

▪ Bei Französisch und Englisch ist dies i.d.R. nicht gegeben 
(Versicherungsgericht GR, Urteil vom 15.11.2007, S 07 151)

▪ Ergänzend: Versicherungsgericht SG, Urteil vom 6.12.2007, 
AVI 2007/45
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▪ Sachverhalt 2 (Reservefall)

▪ Eine Arbeitslose kündigt ihre Stelle und macht 
anschliessend einen dreimonatigen Sprachaufenthalt 
im Ausland. In dieser Zeit sucht sie nicht nach einer 
Stelle. Anschliessend beantragt sie Arbeitslosen-
entschädigung. Von der ALV erhält sie 14 Einstelltage 
für mangelnde Arbeitsbemühungen im Zeitraum vor 
der Anmeldung, d.h. während sie im Sprachkurs war.

▪ Frage

▪ Sind die Einstelltage zurecht erfolgt?
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▪ Schadenminderungspflicht nach Art. 17 Abs. 1, 3 AVIG; 
Art. 28, 31, 43 ATSG

▪ Die versicherte Person muss alles Zumutbare unternehmen, 
um Arbeitslosigkeit zu vermeiden oder zu verkürzen:

▪ Vermeidung selbstverschuldeter Arbeitslosigkeit

▪ Intensive Arbeitsbemühungen während der 
Kündigungsfrist und Taggeldbezug, nötigenfalls auch 
ausserhalb des erlernten Berufs.

▪ Nachweis muss erbracht werden.

▪ Annahme zumutbarer Arbeit

▪ Teilnahme an arbeitsmarktlichen Massnahmen
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▪ Lösung SV 2 – BGer Urteil 8C_768/2014 vom 
23.2.2015

▪ Gemäss Bundesgericht sind Stellenbewerbungen «mit 
den elektronischen Kommunikationsmitteln sowie 
Personalvermittlungsagenturen weltweit ohne zeitliche 
Verzögerung durchführbar». Daher sind die Einstelltage 
zurecht erfolgt.

▪ Stellensuche: während Kündigungsfrist, jedoch max. 3 
Monate vor Anmeldung
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▪ Beilagen

▪ Jusletter 14.09.2021

▪ BGer 8C_474/2017

▪ Versicherungsgericht SG: 
Entscheid vom 06.12.2007, AVI 2007/45

▪ Versicherungsgericht GR: Urteil vom 15.11.2007, S 07 151

▪ AVIG-Praxis D 72 ff.: Einstellraster für ALK, KAST und RAV

▪ BGer 8C_768/2014
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▪ Sachverhalt
A. wird unter Einhaltung der Kündigungsfrist aus wirtschaftlichen 
Gründen per 30.06. gekündigt. Am Tag der Kündigung unterzeichnen 
A. und die Arbeitgeberin eine Auflösungsvereinbarung, mit der das 
Arbeitsverhältnis per 30.06. aufgelöst wird. Dabei wird die Zahlung 
einer Entschädigung von CHF 60’000.- (knapp 6 Mte. Löhne) für den 
Abschluss einer Taggeldversicherung sowie Einzahlung in die PK 
vereinbart. Von dem Betrag tätigt A. einen Einkauf in die PK (20’000.-). 
Von Mai bis Juni ist A. krankheits-halber arbeitsunfähig. Wegen der 
Auflösungs-vereinbarung endet das Arbeitsverhältnis per 30.06. und A. 
meldet sich per 01.07. als arbeitslos.

In der Folge verneint die Arbeitslosenkasse den Anspruch auf 
Arbeitslosenentschädigung für die Monate Juli/August. Sie begründet 
dies damit, dass die Entschädigung keine freiwillige Leistung im Sinne 
des AVIG bzw. kein anrechenbarer Arbeitsausfall darstellt.
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▪ Vorfrage

▪ Ist die Auflösungsvereinbarung aus arbeitsrechtlicher 
Sicht gültig zustande gekommen?

▪ Hauptfrage

▪ Trifft die Einschätzung der Arbeitslosenkasse zu?

▪ Sachverhalt – Variante

▪ Die Auflösungsvereinbarung sieht vor, dass A. den 
Betrag in seine PK einbringen muss.
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▪ Lösung Vorfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

▪ OR 341 I: nur bei einem echten Vergleich kann auf Rechte 
aus dem Arbeitsverhältnis verzichtet werden. 

▪ Beim zulässigen Vergleichsverzicht verzichten beide 
Parteien auf Ansprüche von ungefähr gleichem Wert. Die 
Ansprüche können zum Zeitpunkt des Vergleichsab-
schlusses auch unsicher sein. Der Vergleich muss zur Zeit 
des Abschlusses unter Beachtung der tatsächlichen und 
rechtlichen Umstände angebracht sein. 

▪ Unvorhersehbare Umstände zwischen Vergleichsab-
schluss und Ende AV sind für die Frage der Zulässigkeit 
auch rückwirkend in die Beurteilung miteinzubeziehen.
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▪ Lösung Vorfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

▪ «Im Sinne einer Faustregel darf der AN nicht schlechter 
gestellt sein, als er dies im Falle der AG-Kündigung 
gewesen wäre. Dem AN sind als Ausgleich dieser 
Nachteile entsprechende Vorteile zu gewähren, damit das 
Erfordernis der Reziprozität der Konzessionen erfüllt ist.»

▪ Ergebnis: Aus arbeitsrechtlicher Sicht ist die 
Auflösungsvereinbarung zulässig.

▪ Frage: Wie würde es aussehen, wenn die 
Abgangsentschädigung 2 Monatslöhne betragen und die 
Arbeitsunfähigkeit 4 Monate betragen würde?
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▪ Lösung Hauptfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

▪ Der Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung setzt 
voraus, dass die versicherte Person ganz oder teilweise 
arbeitslos ist und einen anrechenbaren Arbeitsausfall 
erlitten hat (Art. 8 AVIG).

▪ Ein anrechenbarer Arbeitsausfall liegt bei einem 
Verdienstausfall von mind. 2 aufeinanderfolgenden vollen 
Arbeitstagen vor. Nicht anrechenbar ist ein Arbeitsausfall, 
für den der versicherten Person Lohnansprüche oder 
Entschädigungsansprüche wegen vorzeitiger Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses zustehen (Art. 11 AVIG, Art. 10h 
AVIV) bzw. eine freiwillige Leistung von über CHF 
148’200.-(Art. 11a AVIG).
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▪ Lösung Hauptfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

▪ Alle Leistungen, die nicht Lohn- oder Entschädigungs-
ansprüche sind, sind freiwillige Leistungen (Art. 10a AVIV, 
AVIG Praxis B103-105, B122 f.) 

▪ Lohn: bei Nichteinhalten Kündigungsfrist (Art. 335c 
OR) / Kündigung zur Unzeit (Art. 336c OR)

▪ Entschädigung: in Ersatz dessen …  bei ungerecht-
fertigter fristloser AG-Kündigung (Art. 337c Abs. 1 OR) 
bzw. gerechtfertigter fristloser AN-Kündigung (Art. 
337b OR)

(nicht gemeint: Art. 336a OR bzw. Art. 337c Abs.3 OR)

▪ Freiwillige Leistungen Art. 11a AVIG, Art. 10a ff. AVIV
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▪ Lösung Hauptfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

▪ BGer: Angesichts des angegebenen Verwendungszwecks 
(u.a. Abschluss einer Taggeldversicherung) habe eine 
Arbeitsunfähigkeit nach Ende des AV abgegolten werden 
wollen bzw. hätte sonst die ganze Abgangsentschädigung 
im Kündigungsschreiben zugesprochen werden können.

▪ BGer: somit liege im Umfange der «Verlängerung von 2 
Mte.» keine freiwillige Leistung und kein anrechenbarer 
Arbeitsausfall i.S. von Art. 10h AVIV vor. 
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▪ Lösung Hauptfrage – BGer Urteil 8C_94/2020 vom 9.7.2020

Mögliche Handhabungen?: 

▪ Abfindungen besser bezeichnen, Splitt? Z.B. CHF X für 
Verzicht auf Sperrfrist und CHF X mit Vorsorgecharakter 
oder Härtefall, Treueprämie, etc.? 

▪ Auflösungsvereinbarung: Verlängerung AV sofern AUF z.B. 
mehr als 30 Tage besteht (z.B. bei kurzer Wartefrist KTGV) 
und ev. Kürzung Abgangsentschädigung um 1 Monat?

▪ Antwalt: AN darüber informieren, was eine Arbeits-
unfähigkeit bewirkt.
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▪ Beilagen

▪ BGer 8C_94/2020

▪ Kommentierung Boris Etter in Arbeitsrechtplus.ch

▪ ARV 3/2020, S. 269 ff.

▪ AVIG-Praxis B102-105, B122 f.

▪ Audit Letter Ausgabe 2019/1
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▪ Sachverhalt

▪ T. war gemäss ärztlichem Zeugnis vom 24.12. bis 03.02. 
zu 100% und anschliessend zu 50% arbeitsunfähig. Für 
den Januar reicht T. keinen Nachweis der persönlichen 
Arbeitsbemühungen ein. Die Arbeitslosenkasse verfügt 
Einstelltage für den Januar. Daraufhin erhebt T. 
Einsprache.

▪ Frage

▪ Besteht während der Arbeitsunfähigkeit eine Pflicht 
zum Nachweis von persönlichen Arbeitsbemühungen 
(Art. 17 AVIG)?
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▪ Lösung – Eidg. VersG, C164/05 und C170/05, E.7

▪ Selbst während einer vollständigen Arbeitsunfähigkeit 
sind versicherte Personen nicht zwangsläufig von der 
Pflicht der Stellensuche befreit. Ob eine Pflicht für 
persönliche Arbeitsbemühungen besteht, entscheidet 
sich im Einzelfall.

▪ Massgebend ist die Diagnose, auch bei psychisch 
bedingter AUF je nach dem möglich (Absprache mit 
Arzt)

▪ Allg. Tendenz: strengere Praxis sowohl betreffend 
Pflichtverletzung als auch Konsequenz

▪ Beilage Eidg. VersG, C164/05 und C170/05 vom 28.09.2006
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▪ Sachverhalt

V. übt eine Arbeit mit einem Lohn von CHF 220’000.-/Jahr aus, 
für den eine Krankentaggeldversicherung (80 %, 730 Tage) 
besteht. Am 12. Februar kündigt die Arbeitgeberin unter 
Einhaltung der 6-monatigen Kündigungsfrist per Ende August. 
Ende Juli wird V. vollständig arbeitsunfähig. Nach 90 Tagen 
Wartefrist berechnet die KTGV den Taggeldanspruch. Sie geht 
davon aus, dass V. auch ohne Erkrankung arbeitslos geworden 
wäre. Daher bestehe nur ein Schaden in Höhe der Taggelder der 
ALV  (70 % von CHF 148’200.-). 

V kann eine Bewerbung aufweisen, wobei weder Lohn noch 
Arbeitsbeginn bereits verhandelt worden sind.

▪ Fragen: Auf welcher Basis besteht ein Taggeldanspruch? 
Beweislastverteilung? 
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▪ Lösung – BGer Urteil 4A_424/2020 
vom 19. Januar 2021

▪ KTGV i.d.R. Schadensversicherung, d.h. Schadenshöhe 
ist Überversicherungsgrenze

▪ Wie hoch ist der Schaden? Altes Salär, Höhe des ALK-
Taggeldes oder etwas dazwischen?

▪ Beweislast

▪ AUF vor Kündigung: tatsächliche Vermutung der 
Erwerbsfähigkeit (d.h. aktuelle Stelle/Lohn). KTGV kann 
den Gegenbeweis antreten.
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▪ Lösung – BGer Urteil 4A_424/2020 vom 19. Januar 2021

▪ Beweislast

▪ AUF nach Kündigung: Folgebeschäftigung muss mit 
überwiegender Wahrscheinlichkeit (d.h. im SozVersRecht
mit mind. 75 %) nachgewiesen werden. Lebenserfahrung 
spricht allenfalls für Erwerbstätigkeit, nicht jedoch für 
gleichen Lohn.

▪ Indizien für die Beweisführung

▪ Lebenslauf / Anzahl Bewerbungen / Bewerbungs-
gespräche

▪ Gespräche betreffend Beginn AV und Lohn (Zeitraum)

▪ Lohn zuerst für die Wahrscheinlichkeit des Stellenantritts 
überhaupt und dann betr. Schadenshöhe notwendig.
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▪ Lösung – BGer Urteil 4A_424/2020 vom 19. Januar 2021

▪ Indizien für die Beweisführung

▪ Work-Life Balance sei wichtig / Abgangsentschädigung 
kein zulässiges Indiz gem. BGer

▪ Ergebnis

▪ Erwerbstätigkeit ist nicht überwiegend wahrscheinlich, 
nur 1 Bewerbung und keine Lohnverhandlungen, 
Stellenantritt offen.

▪ Krankentaggeld kann das Taggeld auf 70% von CHF 
148’200.- reduzieren.

▪ Beilagen: BGer 4A_424/2020 / swissblawg 26.02.2021
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▪ Fragen (Reserve)

1. Wie darf/muss die Krankentaggeldversicherung ein 
Arztzeugnis «Ankreuzen Krankheit» mit dem Vermerk 
«arbeitsplatzbedingte Arbeitsunfähigkeit» auslegen?

Zudem lagen Telefonnotizen vor, welche von einer 
«arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeit» sprachen.

2. Pflichten des Arztes bei Änderung der «arbeitsplatz-
bezogenen Arbeitsunfähigkeit» und allgemeiner Teil-
Arbeitsfähigkeit. Home Office Möglichkeit?
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▪ Antworten
1. Die Würdigung der Vorinstanz «eine (rein) 

arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeit» sei auch 
versichert, sofern eine gesundheitliche Einschränkung 
der Grund für die arbeitsplatzbezogenen 
Arbeitsunfähigkeit sei, ist nicht willkürlich. Eine solche 
lasse sich aus dem Arztzeugnis ableiten.

2. Vom Arzt darf erwartet werden, dass er Änderungen 
bei der «arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeit» so 
z.B. die Möglichkeit die Arbeit aus dem Home Office zu 
erbringen, von sich aus anzeigt

▪ Beilagen: BGer 4D_2021 sowie BVGer A-4083/2020
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▪ Fall/Ausgangslage

Sie beraten einen Klienten betreffend Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses. Dieser ist älter als 58 Jahre. Sein 
Vermögen in der PK und auch sonst ist bescheiden. Es 
findet auch eine Beratung betreffend Absicherung fürs 
Alter statt.

▪ Fragen

▪ Auf welche Aspekte weisen Sie den Klienten betreffend 
Verbleib bei der PK (Art. 47a BVG) hin?

▪ Sie klären den Klienten über die neue Möglichkeit der 
Überbrückungsleistungen auf. Was beachten Sie im 
Speziellen?
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▪ Verbleib bei der PK / Art. 47a BVG
▪ Beizug PK-Reglement, Konkretisierungen, Frist

▪ Prüfung Flexibilität Äufnung Altersvorsorge und Risiko

▪ Weiterführung über 2 Jahre, nur noch Rentenbezug

▪ Randbemerkung: Abklärung mit PK, ob Einkäufe auch möglich 
sind, wenn die Altersvorsorge nicht weiter geäufnet wird (PK-
Experten unterschiedliche Ansichten)

▪ Überbrückungsleistungen (ÜLG)
▪ Sind die Voraussetzungen voraussichtlich erfüllt?

▪ ALK ausgesteuert, älter 60, mind. 20 Jahre AHV-Beiträge von 
Einkommen über CHF 21’510.-.

▪ Vermögen kleiner als CHF 50’000.- bzw. PK-Limit CHF 505’700.-
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▪ Überbrückungsleistungen (ÜLG)
▪ Sind die Voraussetzungen voraussichtlich erfüllt?

Achtung, PK-Einkäufe unter Art. 47a BVG gehören zum 
Vermögen

▪ Frage: Ist ein Einkauf unter Beachtung der obigen Limiten 
vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses möglich, so dass 
die Summe der AHV- und PK-Rente keinen Anspruch auf EL 
geben?

▪ Ausgaben ähnlich wie bei EL plus Beiträge AHV, Risiko Art. 
47a BVG

▪ Hinweis auf allfällige notwendige Änderung Wohnsituation
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Danke

für Euer

Interesse!
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